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Die Stadtverordnetenversammlung
- Ausschuss für Bürgerbeteiligung, 
Völkerverständigung und Integration -

Punkt 4.1 der öffentlichen Sitzung am 12.07.2005  

Vorlage Nr. 03-F-01-0059

Bedarfsanalyse zu den Ortsverwaltungen
- Antrag der SPD-Stadtverordnetenfraktion vom 20.10.2003 -

Beschluss Nr. 0030

1. Es wird zur Kenntnis genommen, dass zu dem vorstehenden Antrag eine Sitzungsvorlage 
(Vorlage Nr. 05-V-10-0008) eingebracht wurde, die unter Punkt 4 der heutigen Tagesordnung 
(Beschluss Nr. 0029) zur Kenntnis genommen wurde.

2. Es wird weiter zur Kenntnis genommen, dass dem Ausschuss zu dieser Vorlage 
Änderungsanträge von CDU, SPD (in schriftlicher Form) und der FDP - siehe Klammerzusatz - 
(Der Magistrat wird gebeten zu prüfen, wie man die geänderten Öffnungszeiten der 
Ortsverwaltungen der Wiesbadener Bevölkerung noch besser zur Kenntnis geben kann und mit 
welchen Kosten eine solche Werbekampagne verbunden wäre.) vorliegen, die zusammen mit 
der in der Sitzungsvorlage angekündigten Analyse des Amtes für Wahlen, Statistik und 
Stadtforschung im Ausschuss weiter beraten werden.

   

Frau Stadtverordnetenvorsteherin Wiesbaden,         .07.2005
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung

Müller
Vorsitzender

Die Stadtverordnetenvorsteherin Wiesbaden,          .07.2005

Dem Magistrat
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung

Thiels
Stadtverordnetenvorsteherin
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Der Magistrat Wiesbaden,          .07.2005
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Dezernat I/10 und Dezernat VII
mit der Bitte um Kenntnisnahme Diehl

Oberbürgermeister
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